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112 Fünftes Capitel .

8) » Den Inhalt des Vertrages , ſowie Anfang und Schluß der Urkunde dem

Wortlaute nach findet man bei Sachs , Th. V. S. 263 —285 . “

9) * Die Verhandlungen über die Garantie des Erbvertrages ſind noch aus —

führlicher dargeſtellt bei v. Drais J. S. 266 ff . “

10) *Vgl . v. Drais J. S. 330 ff . *

11) Es war genug , daß der Volkswitz ſchon den Kreisconvent zu Ulm mit

der Spargelſaiſon in Verbindung ſetzte. Von dem Vorſchlag , durch Kreisviertel⸗

viſitationen auf Koſten der betheiligten Stände einigen badiſchen Beamten ein
Emolument zu verſchaffen , den Karl Friedrich , nach der Angabe von Drais (I. ,
342) , zurückgewieſen haben ſoll , konnten wir in den Archiven keine Spur finden.

Fünftes Capitel .

Anfall von Baden⸗Baden . Erſte Regierungsmaßregeln . Die Thei⸗
lung der hintern Grafſchaft Sponheim . Der Syndicatsproceß .

Zweihundert ſechs und fünfzig Jahre waren verfloſſen , ſeit

Markgraf Chriſtof ſeine Lande unter ſeine Söhne Bernhard , Ernſt

Philipp ; zweihundert ein und dreißig Jahre , ſeit die Markgrafen
Bernhard , der Stammvater der baden - badiſchen , und Ernſt , der

Stammvater der Durlacher Linie , die ihnen angefallenen Beſitzungen

ihres Bruder getheilt hatten , als Auguſt Georg , der letzte Markgraf
des baden - badiſchen Hauſes , am 21 . Oktober 1771 ſeiner ſchmerz⸗
haften Krankheit erlag , und Karl Friedrich ſämmtliche badiſche
Stammlande in ſeiner Hand vereinigte .

dieſem Ereigniſſe folgte und den zweiten Abſchnitt ſeiner markgräf⸗
lichen Regierung bildet , ergaben ſich zahlreiche und verſchiedenartige
Maßregeln und Verhandlungen , die ſich auf den Anfall der baden⸗

badiſchen Lande und die beſonderen Verhältniſſe derſelben zu dem

Landesherrn bezogen .
In der langen Periode der getrennten Verwaltung der Stamm⸗

lande hatten ſich mannichfaltige Verhältniſſe in den Gebieten der

einen und andern Linie ſehr verſchieden geſtaltet , und hauptſächlich
war es die Verſchiedenheit der Religionszuſtände , welche der Regie⸗

rung Karl Friedrichs in dem neuen Kreiſe ſeines Wirkens , wenn
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auch an ſich unbedeutende , doch ihrer Natur nach widrige und ver⸗
drießliche Schwierigkeiten bereitete .

Wir wollen alle , auf die Wiedervereinigung der badiſchen
Stammlande bezüglichen Thatſachen , ihre nächſten Folgen , ſo wie
die Verhältniſſe , die ſich ſpäter in dieſer Periode daran knüpften,
ſoweit ſie uns der Mittheilung werth erſcheinen , hier zuſammen⸗
faſſen , zuvörderſt aber einen Blick auf die angefallenen Landestheile
werfen .

Sie beſtanden dieſſeits des Rheins aus der obern Markgraf⸗
ſchaft Baden , der Grafſchaft Eberſtein , den Herrſchaften Staufenberg
und Mahlberg und der Stadt Kehl mit einem Antheile am Dorfe
dieſes Namens ; jenſeits des Rheins aus dem badiſchen Antheil an
der Grafſchaft Sponheim ; aus den Herrſchaften Rodemachern , Her⸗
ſpringen , Gräfenſtein und Martinſtein und dem Amte Beinheim .
Von der Grafſchaft Eberſtein war ſeit dem Tode des letzten Grafen
( 1660 ) die Hälfte des Städtchens Gernsbach und der Orte Scheuern
und Staufenberg , als heimgefallene Lehen, im Mitbeſitze des Hoch —
ſtifts Speyer , im übrigen bildete die Grafſchaft mit der obern Mark⸗

grafſchaft ein zuſammenhängendes Gebiet , das nördlich , an die untere

(durlachiſche) Markgrafſchaft ſich anſchließend , bis vor die Thore der

Reſidenzſtadt Karlsruhe reichte , in der Ebene gegen Weſten vom Rheine ,
im Gebirge gegen Oſten von wirtembergiſchen Gebieten begrenzt , nach
Süden hin bis an die Ortenau und das Hanau⸗Lichtenbergiſche ſich er —

ſtreckte, die Klöſter Schwarzach und Frauenalb und die Aemter Ettlin —

gen , Raſtatt , Eberſtein mit dem gemeinſchaftlichen Gernsbach , Baden ,
Steinbach , Bühl und Stollhofen mit Schwarzach umfaßte . In der

Ebene , welche die weſtliche Hälfte des Landes bildet , und die gegen
das Gebirge hin fruchtbar , nach dem Rhein in mageren Sandfeldern
ausläuft , lag eine weite Strecke , zwiſchen Raſtatt und Ettlingen ,
als Haide unbebaut . Weinbau und Obſtzucht waren in den Aem⸗
tern Bühl und Steinbach , Wieſenbau in den Aemtern Ettlingen
und Raſtatt , neben dem Getreidebau , vorherrſchende Kulturen . Einen

Hauptbeſtandtheil des Reichthums der öſtlichen Hälfte dieſes Ge —
bietes bildeten ſeine Waldungen , die Flößerei , der Betrieb zahlreicher
Sägemühlen und der Holzhandel , ſchon ſeit Jahrhunderten die vor —

züglichſte Nahrungsquelle des Murgthals . )
Im ganzen Lande waren eine Glashütte und ein Eiſen⸗

hammer, beide zu Gaggenau , die einzigen Induſtrieanſtalten von
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einiger Bedeutung neben einem kleinen Eiſenwerke zu Bühlerthal

und den gemeinen zunftmäßigen Gewerben der Städte .

Unter die erheblichen Erwerbsquellen der weitern Umgegend

der ältern Reſidenzſtadt konnte man noch nicht , wie jetzt, den Zu⸗

ſammenfluß von Fremden in dieſem Badeort zählen , da ſie ſich da⸗

mals in gar ſparſamer Zahl einfanden , und noch wenig zur An⸗

ziehung Fremder geſchehen war . Außer dem Landſchlößchen in der

Mitte der Domäne Scheibenhard , 1 Stunde von Karlsruhe , fielen

mit dem kleinen Gebiete noch vier landesherrliche Schlöſſer dem

Markgrafen zu : das kleine , unanſehnliche zu Ettlingen , das neue ,

ebenfalls wenig umfangreiche zu Baden , welches die Markgräfin
Maria Victoria bewohnte , 2) das von Markgraf Ludwig ein Jahr vor

ſeinem Tode ( 1706 ) vollendete zu Raſtatt , eines der gelungenſten Bau⸗

werke dieſer Gattung , und die von der Markgräfin Sibylle nach

dem Tode ihres Gemahls ( 1725 ) 1 Stunde von Raſtatt , am Fuße

des alten Eberſteiner Schloßberges , erbaute Favorite , mit ihrer in⸗

nern Ausſtattung im Rococoſtil .

Zu dem beträchtlichen Aufwand , welcher der Erbauung dieſer

Schlöſſer gewidmet worden war , hatte das bedeutende Privatver⸗

mögen der Markgräfin Sibylle , das gegen 12 Millionen Thaler

betragen haben ſoll , die Mittel geliefert .

Die obere Markgrafſchaft mit Eberſtein war ohngefähr , dem

Areal nach , die Hälfte aller , dem durlacher Hauſe angefallenen

baden⸗badiſchen Länder , nur im Durchſchnitt etwas ſtärker als die

übrigen dieſſeits und jenſeits des Rheins zerſtreuten Beſitzungen

bevölkert .

Von dieſen bildeten dieſſeits die Herrſchaft Staufenberg , welche

einen vortrefflichen Wein erzeugt , und Kehl zwei iſolirte , ſehr

kleine Aemter , die Herrſchaft Mahlberg mit ihrem ausgedehnteren

fruchtbaren Gebiete ein anſehnliches Amt .

Die mit Churpfalz im Jahre 1707 abgetheilte vordere Graf⸗

ſchaft Sponheim enthielt in dem badiſchen Antheil die Aemter Kirch⸗

berg , Sprendlingen und Naumburg , womit die 1720 erworbenen

Herrſchaft Martinſtein vereinigt war . Die hintere Grafſchaft war

noch mit Zweibrücken zu gleichen Theilen gemeinſchaftlich , und um⸗

faßte die ſpäter bei der Abtheilung an Baden gekommenen Aemter

Birkenfeld , Dill , Winningen , Winterburg und Herrſtein , welches
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letztere ſodann mit den Aemtern Naumburg und Martinſtein in
einer Verwaltung vereinigt wurde . Zur Zeit des Anfalls war in
einigen Orten Kurtrier der dritte Mitbeſitzer .

An dieſe , zwiſchen der Moſel und dem Rheine gelegenen Ge⸗
biete ſchloß ſich der von Baden - Durlach 1771 erkaufte Idarbann an .

Die waldreiche Herrſchaft Grafenſtein , im Wasgau ( in der
jetzigen Pfalz ) bildete mit 5 Ortſchaften das Amt Rodalben .

Von den zahlreichen Herrſchaften , die Chriſtof I . im Luxembur⸗
giſchen beſeſſen , und die ein anſehnliches Land bildeten , aber zum
größern Theil durch Veräußerung , wie Pütingen , oder auf andere
Weiſe verloren gingen , waren noch Rodemachern ( mit 16 ) und

Herſpringen ( mit 11 Orten ) übrig .

Dieſe Herrſchaften ſtanden theils unter öſterreichiſcher , theils , ſeit
den Nimweger , Ryßwicker und Raſtatter Friedensſchlüſſen , unter

franzöſiſcher Hoheit .

Dieſer war auch das nahe , nur aus 3 Orten beſtehende Amt
Beinheim im Elſaß unterworfen .

So wie die böhmiſchen Beſitzungen : die Herrſchaft Loboſitz,
die dem Markgrafen Leopold Wilhelm von ſeiner Gemahlin , der Gräfin
Sibylla Catharina von Milleſimo und Caretto , verwittweten Gräfin
Czerniny von Chudenicz , zugefallen waren , und die von der Mark —

gräfin Sibylle hinterlaſſene Herrſchaft Schlackenwerth mit mehreren
andern Herrſchaften dem durlacher Hauſe nicht anfielen , ſo entging
demſelben auch die Landvogtei Ortenau . Sie war dem Markgrafen
Ludwig Wilhelm von dem Erzhaus Oeſterreich als ein Mannslehen
verliehen , die von Durlach erſt ſehr ſpät ( 1757 ) nachgeſuchte Mit⸗

belehnung aber verweigert worden . )
Die wirkliche Beſitzergreifung der angefallenen Lande wurde

überall ohne Störung vollzogen ; “ ) nur von Seite der Klöſter
Frauenalb und Schwarzach erhoben ſich Anſtände , welche zu weit⸗

läufigen Proceſſen am Kammergericht führten , in denen Baden ſeine
Landeshoheit behauptete .

Karl Friedrich ließ die geſonderte Regierung zu Raſtatt , deren

Sitzungen er in der erſten Zeit anwohnte , ſo wie die dortige Hof—
verwaltung noch bis zum erſten Januar 1772 fortbeſtehen . So⸗

gleich wurden nun alle Verfügungen getroffen , um ſich von dem

ganzen Zuſtand der Verwaltung genau zu unterrichten , und eine
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beſondere Commiſſion für die Aufnahme des baden⸗badiſchen Ver⸗

mögens und Schuldenweſens , ſowie zur Entſcheidung ſtreitiger An⸗

ſprüche angeordnet .

Auguſt Georg hatte ein Teſtament hinterlaſſen , und darin

ſeinen Regierungsnachfolger zu ſeinem Univerſalerben eingeſetzt .

Karl Friedrich entſagte aber der mit Schulden belaſteten Erbſchaft ,

und erklärte , nur vermöge ſeines Stammrechtes und des Erbvertrags

ſuccediren zu wollen , ſowohl in beſondern Schreiben an die von

Georg Auguſt erbetenen Teſtaments - Executoren ( den Kaiſer , die

Kaiſerin und die Kurfürſten von der Pfalz und von Baiern ) als

am 9. Januar 1772 in einem Reſcripte an die Inventurcommiſſion .
Kaum hatte die landesherrliche Commiſſion , deren Mitglieder

von ihren ſonſtigen Dienſtpflichten entbunden worden waren , ihre

Geſchäfte begonnen , als , wahrſcheinlich auf Betrieb der Markgräfin

MWaria Victoria und ihrer Rathgeber , der Reichshofrath im Früh⸗

jahr 1772 eine kaiſerliche Commiſſion auf den Herzog von Wir⸗

temberg zur Auseinanderſetzung der baden - badiſchen Activverlaſſen⸗

ſchaft erkannte . Die unerfreuliche Ausſicht auf den Vollzug dieſer

Maßregel blieb noch offen , nachdem der Markgraf erklärt hatte ,

die Gläubiger der Verlaſſenſchaft rechtlicher Ordnung nach befrie⸗

digen zu wollen , da hierzu von dem Reichshofrath nur kurze Ter⸗
mine bewilligt und eine überſchwängliche Summe von Forderungen ,

nämlich 2,652,608 fl . angemeldet worden waren . Man ſonderte

aber ſogleich die wohlgegründeten Anſprüche von den zweifelhaften

und dem ziemlich bedeutenden Betrag der offenbar grundloſen . Der

Markgraf erleichterte und beſchleunigte die Verhandlung , indem er

die Forderungen ſeiner eigenen ( der Durlacher ) Kammer von

200,000 auf 91,000 fl . ermäßigte und dieſen reducirten Betrag allen

anerkannten Forderungen der übrigen Gläubiger nachſetzte . Die vorhan⸗

dene Activmaſſe , nebſt den nach dem Erbvergleich von Durlach zugeſagten

Zuſchüſſen , reichte aus , um alle rechtmäßigen Anſprüche Dritter und

noch einen namhaften Theil der eigenen Forderungen zu befriedigen .

Dieſe kluge Uneigennützigkeit wandte reichsgerichtliche Entſcheidungen

glücklich ab .

Die Auflöſung der Regierung zu Raſtatt am Schluſſe des

Jahres 1771 war von der Verſetzung einiger Räthe und anderer

Angeſtellten in die Dicaſterien zu Karlsruhe begleitet , nur eine

wenig bedeutende Anzahl von Civildienern kam in den Ruheſtand,
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da die Bezirksverwaltungen in ihrer bisherigen Verfaſſung fortbe⸗
ſtanden .

Man beobachtete forthin die Regel , daß in den Regierungs —
und Hofgerichtsſitzungen wenigſtens zwei katholiſche Stimmführer
nicht fehlten . Von den Raſtatter Geheimeräthen trat keiner als

Mitglied für die ordentlichen Sitzungen ein , aber ſpäter wurde für
die außerordentlichen Sitzungen ( ſogenannten Conferenzen ) ein ka⸗

tholiſcher Geheimerath unter die Mitglieder berufen .
In der hintern Grafſchaft Sponheim war vor der Hand die

mit Zweibrücken gemeinſchaftliche Regierung fortzuſetzen .
Schon in der Vorausſicht des nahen Erwerbs der badiſchen

Antheile an der Grafſchaft Sponheim hatte man die Theilung durch
eventuelle Unterhandlungen mit der herzoglichen Regierung (ſeit

1767 ) vorzubereiten geſucht . Sie vor dem Abgang der andern Linie

vollziehen zu ſehen , konnte man in der nahe liegenden Beſorgniß
nicht wünſchen , daß der Raſtatter Hof, gegen Ausgleichungen in

Geld, zu Conceſſionen in Beziehung auf Territorialintereſſen geneigt
ſein und der Einfluß des agnatiſchen Durlacher Hauſes zur Anwen —

dung ſolcher Nachtheile nicht zureichen möchte .
Deſto eifriger wurde ſie ſogleich nach dem Anfall des Landes

betrieben , nachdem man ſich von dem verwahrlosten Zuſtand deſſelben ,
der natürlichen Folge einer Gemeinherrſchaft , noch näher unterrichtet

hatte . Aber leicht begreiflich war es ſchwer , eine beide Intereſſenten
auf gleiche Weiſe befriedigende Abtheilung des gemeinſchaftlichen
Landes zu ermitteln , das theilweiſe noch fremde Mitherren hatte ,
von ſehr ungleicher Beſchaffenheit war , kein vollkommenes Contiguum
bildete und auf deſſen Areal die 135,000 Morgen cultivirter Län⸗

dereien , ſo wie die Bevölkerung von ohngefähr 6000 Familien ſich
eben ſo ungleich wie die 50,000 fl. Einkünfte , s ) welche ſämmtliche
Aemter beiläufig abwarfen , nach dem Areal und der Bevölkerung

vertheilten . Nach einem vor dem Anfall von beiderſeitigen Com⸗

miſſarien entworfenen Plan ſollten die Aemter Trarbach und

Kirchberg in das zweibrückiſche Loos fallen . Dieſer Plan hatte
aber noch keine Beſtätigung erhalten , die auch von Baden , da jene
beiden Aemter gerade als die vorzüglichſten Beſtandtheile des ge⸗

meinſchaftlichen Landes erfunden wurden , ohne offenbare Verletzung

ſeiner Intereſſen nicht ertheilt werden konnte .

Nach vergeblichen Verſuchen einer Verſtändigung ſchlug Baden
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( 1774 ) vor , daß von der einen Seite die Theilung entworfen und

von der andern Seite gewählt werde . Der Herzog Chriſtian von

Zweibrücken , der gerne die urſprüngliche Grundlage ſeſtgehalten

hätte , lehnte anfänglich dieſen Vorſchlag ab ; nachdem aber der

Markgraf ( 1775 ) weiter erklärt hatte , daß er , aus beſonderer Hoch⸗

achtung , dem Herzog frei ſtelle , zu theilen oder zu wählen , kam es

endlich zu der Vereinbarung , daß Baden die Abtheilung treffen und

Zweibrücken wählen ſollte . Durch den Vollzug der Abtheilung und

der Wahl und die weitern Verabredungen über die wechſelſeitigen

Abtretungen an Gebieten , kam Baden zum Beſitz der obengedachten

Aemter ; die wechſelſeitigen Ceſſionen umfaßten alles privative Eigen⸗

thum , welches der eine Theil im Gebiete des andern beſaß, und

beſtimmte , daß keiner in des andern Looſe Leibeigene haben ſolle.

Der Mehrwerth der Tauſchobjecte , welche Baden empfing und wo⸗

runter auch zweibrückiſche Güter und Rechte dieſſeits des Rheins

gehörten , wurde durch ein Geldkapital von 72,993 fl . ausgeglichen .

Die Theilung ſollte indeß nur für die Nutzungen und für die Re⸗

gierungsrechte gelten , das Eigenthum aber und die wechſelſeitigen

Conceſſionsrechte nach dem Beinheimer Entſcheid von 1424 vorbe⸗

halten bleiben .

Der Theilungsreceß vom September 1776 ſorgte zugleich wohl—

thätig für die Freiheit des wechſelſeitigen Ueberzugs und des Ver⸗

kehrs der Einwohner beider Theile , ſo wie für die Sicherung der

Religionsverhältniſſe in dem gemiſchten Lande ; Baden hatte wohl

vorausgeſetzt , daß Zweibrücken das Lodos wählen würde , welches

Kirchberg , das Stammſchloß des herzoglichen Hauſes , enthielt ; es

wählte aber den Theil , der das gewerbſame Städtchen Trarbach ,

den Sitz der bis zur Theilung beſtandenen gemeinſchaftlichen Re⸗

gierung , in ſich ſchloß . Da die Abtheilung mit Sorgfalt entworfen

und das Amt Kirchberg reicher an noch nicht ausgebeuteten Hilfs⸗

quellen war , ſo erlitt der Markgraf durch die unerwartete Wahl

des Herzogs keinen Verluſt ; die Unterthanen in dem bisher ge⸗

meinſchaftlichen Gebiete erfreuten ſich aber des ſichern Gewinns

einer geregelten , in den Beſtrebungen für ihre Wohlfahrt ungehin⸗
derten Verwaltung . “)

Allmählich ſuchte man die Verwaltung der angefallenen Lande
ſo viel es die Verſchiedenheit der Verhältniſſe zuließ , mit der im

Durlachiſchen beſtehenden in größere Uebereinſtimmung zu bringen .
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Zum großen Theil waren auch dort die Reformen , die Karl

Friedrich in dem Kreiſe ſeiner bisherigen regentenamtlichen Wirkſam⸗
keit durchgeführt hatte , ein dringendes Bedürfniß , wie namentlich zur

Abſtellung mannichfaltiger Mißbräuche in der Gemeinde - Verwaltung
und im Zunftweſen , ſo wie zur Begründung beſſerer Ordnung in

verſchiedenen Zweigen der polizeilichen Verwaltung , und in der

Gerechtigkeitspflege . In mancher Hinſicht fand man noch mehr zu

beſſern als in dem frühern Zuſtande der durlacher Verwaltung ,

hauptſächlich zum Schutze der Unterthanen gegen willkührliche Be⸗

laſtung , da im Baden⸗Badiſchen nicht nur den Ortsvorgeſetzen die

Gemeinde - Umlagen , ſondern auch den landesherrlichen Bezirks⸗
beamten die Umlagen für die Landeskaſſe überlaſſen waren , dem

Rechnungsweſen die weſentliche Grundlage einer Journalführung ,
den Gebührenbezügen der Angeſtellten eine Controle , und dem

Frohnweſen eine gebührende Aufſicht fehlte . Wo ſich eine ſtärkere

Bedrückung der neuen Unterthanen im Verhältniſſe zu den Ein⸗

wohnern der untern Markgrafſchaft herausſtellte , wurden Erleich⸗

terungen gewährt , wie namentlich die Staats - und Jagdfrohnen ,
womit der baden⸗badiſche Landmann nach genauern Erhebungen drei⸗

mal ſtärker belaſtet erſchien , als der durlachiſche , vermindert und die

Fiscalſtrafen bei Gefällunterſchleifen ermäßigt .
Mit gewohnter Umſicht ließ man aber der Ausdehnung der in

den ältern Landen beſtehenden Einrichtungen und Verordnungen

die ſorgfältigſte Erkundigung über ihregleichför mige Anwendbarkeit

in den angefallenen Gebieten vorausgehen und zeigte , wo der Vollzug

die Intereſſen ihrer Bewohner verletzen konnte , billige Schonung .

So wurde die Maßregel , welche die im Umlaufe befindliche ſchlechte

Scheidemünze außer Cours ſetzte , durch die Einlöſung al pari auf

Koſten der Staatskaſſe vollzogen . Theilweiſe waren die nahen Beiſpiele
nützlicher oder verbeſſerter Einrichtungen , welche Karl Friedrich ſeit

1750 aufgeſtellt hatte , nicht ohne Nacheiferung geblieben . So hatte

namentlich die im Jahre 1758 im Durlachiſchen begründete Feuer⸗

verſicherung die Errichtung einer ähnlichen Anſtalt im Baden⸗Badiſchen ,
zur Folge gehabt . In der letzten Zeit ſeiner Regierung hatte Au⸗

guſt Georg ſeinem Lande eine große Wohlthat erwieſen , indem er

die Hälfte der ſog. Weinkaufsgebühren , die bei den Liegenſchaftsver⸗

käufen im Zechen aufgingen , als ſtändiges Gefäll dem Schulfond
zuwandte und 1770 eine ſehr zweckmäßige Schulordnung erließ .



120 Fünftes Capitel .

Bald nach dem Anfall der baden - badiſchen Lande erfolgte ( 1773 )
die Aufhebung des Jeſuitenordens , der in dem baden - badiſchen Ge—

biete zwei Collegien , zu Baden und zu Ettlingen , beſaß . Der Vor—⸗

behalt der Aufhebungsbulle , welche dem apoſtoliſchen Stuhle die

Verfügung über das Ordensgut vindicirte , und die hierauf gegrün —
deten Anſprüche des Biſchofs von Speyer , als päbſtlichen Vollzugs⸗
commiſſärs , wurden nicht anerkannt , ſondern das erledigte Gut des

Ordens im badiſchen Gebiet , als dem Staate und der freien Ver —

fügung des Landesherrn verfallen erklärt , jedoch hieraus vor Allem

die Pfarreien , welche Ordensgeiſtliche verſehen hatten , dotirt , die

Penſionen der Ordensgeiſtlichen beſtritten , und der Ueberfluß mit

den künftig heimfallenden Penſionen für Schulzwecke , zunächſt zur Er —

richtung eines Schulſeminars und einiger Gymnaſialclaſſen zu Ba⸗

den , beſtimmt . Da nach den gleichen Grundſätzen , welche Baden

geltend machte , die öſterreichiſche Behörde der Ortenau dem Colle —

gium in Baden , das ſich mit dem gelehrten Unterricht befaßt hatte ,
den jährlichen Zuſchuß von 1100 fl. nebſt andern Abgaben des Su —

perioratsfonds zu Ottersweier verweigerte , ſo ließ Karl Friedrich
aus dem Jeſuitenfond zu Ettlingen und aus der Staatskaſſe die

fehlenden Mittel zur Errichtung von 4 Gymnaſialclaſſen beitragen ,
die ſpäter zu einer anſehnlichen Lehranſtalt erwuchſen .

Von ſeinen toleranten Geſinnungen , die bereits in der frühern
Regierungsperiode zu europäiſcher Offenkundigkeit gelangt waren ,
fand er bald nach dem Anfall der baden - badiſchen Lande Gelegen —
heit , einen neuen Beweis zu geben . Der Markgraf hörte von einem

böswillig ausgeſtreuten und leichtgläubig aufgenommenen Gerüchte ,
welches ſeine Regierung beſchuldigte , gewiſſe , auf katholiſche Lehren
bezügliche Stellen eines ſeit 100 Jahren in den durlachiſchen Schu —
len eingeführten proteſtantiſchen Lehrbuches in einer Ausgabe von
1767 ausgelaſſen und ſpäter wieder darin aufgenommen zu haben 7.
Die eingeleitete Unterſuchung zeigte, daß 1767 gar keine neue Aus⸗

gabe ſtattgefunden , auch jene Stellen den ſymboliſchen Büchern
der Proteſtanten entnommen waren und ſeit der Einführung des

Lehrbuchs niemals eine Abänderung erfahren hatten .
Da es aber Karl Friedrich ſchien , daß die eine Lehre begründet

werden könne , ohne über die andere ſich in einer durch ihre Form
für Andersgläubige anſtößigen Weiſe zu äußern , ſo ließ er jene
Stellen , in ſoweit ſolche mit der evangeliſchen Religion in keiner



Fünftes Capitel . 121

abſoluten Verbindung ſtanden , abändern , und dafür ſorgen , daß aus

den in der Schule bereits im Gebrauche befindlichen und zum Ver —

kaufe vorräthigen Exemplaren jene Blätter , welche die den Katho —

liten anſtößigen Ausdrücke enthielten , entfernt , eingeſammelt und

durch neugedruckte , abgeänderte Blätter erſetzt wurden . Weniger in

der Sache an ſich , als in dem hierin beobachteten Verfahren lag

das Bedeutungsvolle dieſer Maßregel ; bei der bekannten Strenge ,
womit Karl Friedrich an dem evangeliſchen Lehrbegriffe hing , und

die den leiſeſten Verdacht der Gleichgültigkeit in religiböſen Dingen

entfernte , erſchienen ſolche Beweiſe duldſamer Geſinnung in ſchönſtem

Lichte. Wenn er aber durch dieſe Zeichen ſeiner zarten Achtung der

Gewiſſensfreiheit und ſeines feſten Willens , wechſelſeitiges Vertrauen

und einen beſſeren Frieden zwiſchen beiden Religionsparteien zu be⸗

gründen , die Gemüther der großen Mehrheit ſeiner neuen katholiſchen

Unterthanen vollkommen beruhigte , ſo vermochte er doch nicht , die

argwöhniſchen Beſorgniſſe einer kleinen Minderzahl zu beſiegen und

den Umtrieben einiger Wenigen vorzuben gen , welche, um ſolches

Mißtrauen noch mehr anzufachen und für ihre politiſchen Zwecke

auszubeuten , ihre eigennützigen Beſtrebungen mit dem Mantel der

Religion umhüllten . Daß durch die Regierungsveränderung Manche ,

die unter der früheren Herrſchaft bei Hofe und in der Verwaltung
einen bedeutenderen Einfluß hatten oder zu den bevorzugten Familien

gehörten , mißſtimmt wurden , iſt leicht zu begreifen . An einigen

herrſchſüchtigen oder von argwöhniſchem kirchlichen Eifer erfüllten

Geiſtlichen fehlte es auch nicht . Aus dieſen Elementen bildete ſich
eine Partei , deren politiſch - religiböſe Beſtrebungen der Regierung
Karl Friedrichs über zehn Jahre lang bittere Früchte trugen .

Die verwittwete Markgräfin Maria Victoria mußten ſie vor

Allem für ihre Plane zu gewinnen ſuchen . Dieſe Fürſtin hatte ihre

Erziehung ( zu Brüſſel ) in einem Lande erhalten , wo der Mangel

an näheren Berührungen zwiſchen beiden Religionstheilen nicht ge —

eignet war , von fruherer Zeit überlieferte Vorurtheile zu zerſtreuen .

In ihrer Hinneigung zu ſchwärmeriſcher Frömmigkeit und von un⸗

gemein reizbarer Gemüthsart , mochte der Gedanke , ihren gefährdeten

Glaubensgenoſſen ein Schutzengel zu werden , ſie mächtig anziehen ,

vielleicht daneben auch das Gefühl ihrer Lage , in welche ſie , die

während des Lebens ihres Gemahls bedeutenden Einfluß geübt hatte ,

ſich an ihrem Wittwenſitze zu Baden verſetzt ſah , die Ausſicht auf
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eine eingreifende Wirkſamkeit erwünſcht machen . Ein beträchtliches

eigenes Vermögen und die Summe , die ihr Auguſt Georg hinterlaſſen

hatte und über die ſie , ſeinem Willen zufolge , zu milden Zwecken ver⸗

fügen ſollte , gaben ihr die Mittel , die Koſten des Unternehmens zu

beſtreiten . Zur kräftigen Einleitung und Förderung desſelben war

aber ihre Mitwirkung außerdem von hohem Werthe , vermöge ihrer

hohen Stellung und mehr noch vermöge der großen Popularität ,
deren ſie in der obern Markgrafſchaft genoß und die ſie ihrer feinen

Bildung , ihrem tugendhaften Leben , ihrer Herzensgüte und Wohl —

thätigkeit verdankte . Es gelang , ſie durch Vorſtellungen über ver —

meintliche , der katholiſchen Religion drohende Gefahren aufzuregen
und ihre Zuſtimmung zu dem Unternehmen zu gewinnen .

Im Einverſtändniſſe mit einigen auswärtigen Rathgebern , wozu

hauptſächlich der Fürſtbiſchof von Speyer als nahe betheiligt gehörte ,
wurden im Stillen die Mittel und Wege verabredet , um den Mark⸗—

grafen der freien , geſetzlichen Ausübung der aus dem Schutz - und

Aufſichtsrecht abfließenden Befugniſſe zu entkleiden und ſie auf eine

katholiſche Conſiſtorialcommiſſion in einer Weiſe zu übertragen ,

welche die landesherrlichen Rechte in die Hände theils des Biſchofs ,

theils der Markgräfin , theils einiger vom Lande zu wählenden Ver⸗

treter legen ſollte . Man wartete nur auf die erſten Zeichen des

Syſtems der Unterdrückung , das der Argwohn der Verbündeten

kommen ſah , um die angelegte Mine ſpringen zu laſſen .
Allein , wenn von Seite der Regierung des Markgrafen auch nicht

alles geſchaͤh , was zur Befeſtigung des Vertrauens dienen konnte

und ſelbſt einzelne Maßregeln nicht fehlten , die ein argwöhniſches
Mißtrauen mißdeuten konnte , ſo blieb man doch weit entfernt , irgend
einen Stoff zu einer auch nur minder erheblichen Religionsbe —
ſchwerde zu erhalten . Gleichwohl entſchloß man ſich endlich ( 1777 ) ,
bei dem Reichshofrath eine förmliche Klage einzureichen , indem man

die Aufhebung der zu Raſtatt beſtandenen Regierung als eine Stö —

rung des Beſitzes der baden - badiſchen Unterthanen in ihrem Rechte ,

durch katholiſche Dicaſterien regiert zu werden , bezeichnete und auf
dieſe Beſitzſtörung , ſowie auf die aus dem Benehmen der proteſtan⸗
tiſchen Regierung hervorgehende Gefahr künftiger wirklichen Be—⸗

drückungen und auf allgemeine ſtaatsrechtliche Grundſätze ein Man⸗

datgeſuch und die Bitte um Abordnung einer kaiſerlichen Localcom⸗

miſſion ſtützte , welche die beſtehenden Religionsbeſchwerden unter
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Beiwirkung des biſchöflichen Ordinariates zu unterſuchen und abzu⸗

ſtellen habe . Die Markgräfin Maria Victoria hatte bei dem ba⸗

diſchen Ordinariat 25,000 fl . hinterlegt , um aus den Zinſen dieſes

Capitals einen Syndicus zur Betreibung des Rechtsſtreites zu be⸗

ſtellen , wozu ein ränkevoller Ausländer berufen worden war . Die

Stadt Baden wurde von den Urhebern des Planes als Klägerin

vorangeſtellt . Kein Mittel blieb aber unverſucht , die katholiſchen

Bewohner der ganzen obern Martgrafſchaft und der Grafſchaft Eber⸗

ſtein aufzureizen , um durch zahlreiche Unterſchriften eine Art

Vollmacht zu dem Proceſſe und den Beitritt zahlreicher Gemeinden

zu gewinnen . Die hierüder angeſtellten Unterſuchungen belehrten
über das Gewebe von Lügen , womit man die argloſe Leichtgläubig⸗

keit bethörte . Hatten doch einige Unterzeichner keinen andern Grund

ihrer gewährten Unterſchrift anzugeben gewußt , als daß ihnen ver⸗

ſichert wurde , der Markgraf wolle der Prinzeſſin Eliſabeth nicht

erlauben , ſich zu vermählen . In einer beträchtlichen Anzahl von

Stadt⸗ und Landgemeinden war die Unterzeichnung bereits geſchloſſen

oder in vollem Gange , als die Regierung einſchritt . Es bedurfte

teiner Strafgebote oder Drohungen , ſondern nur der einfachen Be⸗

lehrung der Irregeleiteten , um den Rücktritt aller übrigen Gemein⸗

den mit Ausnahme der Stadt Baden zu bewirken . Nur gegen

einige landesherrliche Beamte , welche in ihrer Theilnahme an dem

Unternehmen ihre Dienſtpflicht verletzt hatten , wurde eingeſchritten

und die Dienſtentlaſſung auf gerichtlichem Wege erkannt , dem Syn⸗

dicus , als einem Fremden , aber die Ausübung ſeiner anmaßlichen

Function im Lande unterſagt . Die Stadt Baden beharrte nun um

ſo feſter in ihrem Beginnen , indem ſie den Reichshofrath , auf jene

Vorgänge geſtützt , mit Nachträgen zu ihrem Mandatsgeſuch und mit

Deputationen beſtürmte , an die ſich die Sollicitationen der Mark⸗

gräfin Maria Victoria , welche ſich zu dieſem Zwecke perſönlich nach

Wien begeben hatte , und eine Intervention des Fürſtbiſchofs von

Speyer , der zugleich über ungebührliche Beeinträchtigung ſeiner bi⸗

ſchöflichen Rechte klagte , anknüpften .
Die Markgräfin hatte erklärt , die ihr von ihrem verſtorbenen

Gemahl aufgetragenen Stiftungen für Kirchen - und Schulzwecke nur

unter der Bedingung im' s Leben treten laſſen zu wollen , daß der regierende

Markgraf die Einſetzung einer ſelbſtſtändigen Conſiſtorialcommiſſion
in dem oben bezeichneten Sinne zugeſtehe . Von Karl Friedrich
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war zwar die Errichtung einer ausſchließlich aus Katholiken gebil⸗
deten Schulcommiſſion , um den Vollzug jener Stiftungen zu beför —

dern , zugeſichert , dieſes Zugeſtändniß aber nicht als genügend be—

trachtet worden ; ſeine Weigerung , weſentliche landesherrliche Rechte
zum Gegenſtand einer ſolchen Unterhandlung zu machen , wurde vielmehr
von der Markgräfin Maria Victoria als Motiv benutzt , das von ihrem
Gemahl herrührende , zu einer Reihe von Stiftungen beſtimmte
Capitalvermögen der Kaiſerin Maria Thereſia zu cediren , und von

der Klägerin in ihren Eingaben an den Reichshofrath in gehäſſiger
Weiſe als ein Zeichen dargeſtellt , wie ſehr die markgräfliche Regie —
rung von einer dem Aufblühen der katholiſchen Kirche und Schule

ungünſtigen Geſinnung beſeelt ſei. Eine gleiche Folgerung zog
man aus dem Umſtande , daß die Regierung einen Weltprieſter und

46 Lehrer an dem Gymnaſium in Baden , Hoffmann , welcher der Syn —
dicatspartei verhaßt und in einer gegen ihn erhobenen Unterſuchung
wegen angeſchuldigter Vergehen freigeſprochen worden war , nicht
willkührlich entlaſſen hatte . Ein weiterer Gegenſtand der Klage
und Grund einer Verdächtigung wurde darin gefunden , daß einem

landesherrlichen Amtskeller ( Domänenverwalter ) , der nebenbei den

Einzug der Renten des Exjeſuitenfonds beſorgte , ein Adjunct luthe⸗
riſcher Confeſſion beigegeben worden war .

Es fiel zwar der markgräflichen Regierung nicht ſchwer , den

Mangel eines zureichenden Grundes zu einer reichsgerichtlichen Ein —

ſchreitung in ihren Berichten nachzuweiſen , gleichwohl erfolgte unterm
30 . März 1779 ein Beſchluß , der zwar zur Zeit die Bitte um die

Anordnung einer Localcommiſſion nicht gewährte , aber beſtimmte ,
daß den Klägern der rechtliche Betrieb ihrer Angelegenheit in keiner

Weiſe zu erſchweren und insbeſondere dem Syndicus die Theilnahme
an den Gemeindeverſammlungen zu geſtatten ſei.

Nachdem hierauf die markgräfliche Regierung in gerichtlicher
Form die Zuſtändigkeit des Gerichtes in der ganzen Sache , da es

ſich um eine reine Landeseinrichtung handle und eine ſolche vor die

Austräge gehöre , widerſprochen , der Reichshofrath dagegen im We⸗

ſentlichen auf ſeinem Beſchluſſe beharrt und für den Fall der Zu⸗
rückweiſung des Syndicus oder ſeines etwaigen Stellvertreters die

Abordnung einer kaiſerlichen Localcommiſſion in beſtimmte Ausſicht
geſtellt hatte , glaubte der Markgraf , der nicht der Mann war ,

ſich im Bewußtſein ſeines guten Rechts leicht einſchüchtern zu laſſen
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und in der reichshofräthlichen Verfügung eine Ueberſchreitung der

geſetzlichen Befugniſſe des Gerichtes erblickte , es ſich und ſeinen

Mitſtänden ſchuldig zu ſein , den Weg des Recurſes an den Reichs⸗

tag zu betreten und das gegen ihn beobachtete Verfahren als Grund

einer gemeinſamen Beſchwerde aller Stände des Reiches darſtellen

zu laſſen . Dieſe geſchah in einer energiſchen Erklärung , die zwar

nie zur förmlichen Verhandlung kam , aber durch ihre Verbrei —

tung ihren Zweck erreichte . Die zugleich angegangenen Garanten

des Erbvertrages ſagten ihre Unterſtützung zu und der große Frie —

drich ließ ſeine Geſandten zu Regensburg und zu Wien erklären ,

daß er ſich nicht nur durch die übernommene Garantie des Erbver⸗

gleiches, ſondern auch vornehmlich durch ſeine Hochachtung und Ergeben⸗

heit gegen Karl Friedrich verbunden fühle , den ſo wohlbegründeten
Recurs durch ſeine Stimme am Reichstag nachdrücklichſt zu be⸗

günſtigen .

Nachdem der Syndicus unfreiwillig von dem Schauplatze ab⸗

getreten war , überließ die Markgräfin Maria Victoria dem Hoch⸗

ſtifte Speyer die bei ihm hinterlegten 25,000 fl . gegen die Ver⸗

pflichtung , den Beiſtand rechtsgelehrter ſpeyeriſcher Räthe zu ge—

währen . Der Proceß aber machte von nun an der Regierung keine be⸗

unruhigende Sorge mehr . Zuerſt ruhte das proceſſualiſche Verfahren
in Folge von Vergleichsverhandlungen , welche der Reichshofrath ein⸗

geleitet hatte und deren ſich die markgräfliche Regierung , wiewohl

feſt auf ihrem Rechte beharrend , aus ſchuldiger Achtung nicht entzog .

Schon früher war die Stadt Raſtatt von der Theilnahme an dem

Proceß feierlich zurückgetreten und hatte die Stadt Ettlingen gegen die

Anmaßung der Stadt Baden , im Namen des Landes klagend aufzutreten ,

bei dem Reichshofrathe proteſtirt . Nachdem nun auch der Magiſtrat

und zwei Fünftheile der Bürgerſchaft der Stadt Baden ſich von

dem Proceſſe losgeſagt hatten und den Klägern am 10 . Auguſt 1787

aufgegeben worden war , ſich beſſer zur Fortſetzung der Klage zu

legitimiren , baten ſie die Regierung um die Erlaubniß , einen fremden

Notar berufen und vor demſelben die geſammte Bürgerſchaft der Stadt

Baden mit Ausſchluß des Magiſtrates zur Berathung und Abſtim⸗

mung verſammeln zu dürfen . Die Regierung ſchlug dies Begehren

ab und auf die hierüber bei dem Reichshofrathe angebrachte Be⸗

ſchwerde wurde die Bitte um nochmalige Bürgervernehmung und

um eine Localcommiſſion für unſtatthaft erkannt und die Implo⸗



126 Fünftes Capitel .

ranten überhaupt als nicht legitimirt abgewieſen . Sie waren dies

ſchon deßhalb nicht, weil die Stadt Baden in keinem Falle als ge—

ſetzliche Vertreterin des ganzen Landes gelten konnte .

Zwölf Jahre lang hatte der unfruchtbare Streit gedauert —

Der Kaiſer ſelbſt ſoll ſeine Mißbilligung des Benehmens der Be —

ſchwerdeführer in der letzten Audienz , die er ihrem Abgeordneten
ertheilte , mit den Worten ausgedrückt haben , daß er an der Stelle

ihres Markgrafen ganz anders mit ihnen geſprochen haben würde .

Das Urtheil in der Sache hatte ſchon längſt die öffentliche

Meinung und die entſchiedene Zufrieden heit der Katholiken außer⸗
halb des kleinen Kreiſes der „ Syndicaner “ zu Gunſten der mark —

gräflichen Regierung geſprochen , keines der Stifter und Klöſter des

Landes hatte ſich bei dem Unternehmen im Entfernteſten betheiligt .
Die Regierung fand im Gegentheil unter den Geiſtlichen und den

übernommenen Beamten des angefallenen Landes ſelbſt ihre eif —

rigſten Vertheidiger . In keiner Weiſe ließ ſie in ihrem Beneh —
men gegen katholiſche Unterthanen oder in ihren auf kirchliche
Verhältniſſe bezüglichen Maßregeln die mindeſte Gereiztheit wahr —
nehmen , und mit Recht konnte der Cuſtos des Stiftes zu Ba —

den eine Summe von 5000 fl . , die ihm im Jahre 1783 die Mark —

gräfin Maria Victoria zur Vertheilung unter diejenigen Unterthanen ,
welche wegen der Religion gedrückt würden , zuſtellte , mit dem Be —
merken zurückweiſen , daß er keine ſolchen kenne .

Während des Laufes des Prozeſſes wurden , wie überhaupt ſeit
1771 , die Intereſſen der Kirche und Schule , ſoweit es von der Re —

gierung abhing , auf das Sorgfältigſte gepflegt , für die Erbauung
neuer Kirchen , Schul - und Pfarrhäuſer und die Errichtung neuer

Pfarreien geſorgt , Stipendien für katholiſche Theologen geſtiftet u.

ſ. f. Auf die Stimmung der Gemeinden hatte eine Verordnung
von 1778 , die ihnen unter Aufſicht der Regierung die Verwaltung
ihrer Heiligenfonds , welche unter der früheren Regierung der Kam⸗
mer übertragen worden war , überließ , den günſtigſten Eindruck ge⸗
macht . Der Beendigung des Proeeſſes folgte aber für die Stadt
Baden unmittelbar ein Zeichen der Nachſicht und der verſöhnlichen
Geſinnung Karl Friedrichs in der Beſtätigung ihrer beanſtandeten
Privilegien . Nur wollte der Fürſt ſeinen Schmerz über das ihm beharr —
lich bewieſene Mißtrauen nicht durch einen Beſuch der Stadt Baden

erneuern , die er — trotz ihren großen landſchaftlichen Reizen , für
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die er ſo empfänglich war — in dieſer ganzen Periode nicht mehr

ſah . “)
Noch während des Laufes des Syndicatsproceſſes hatte der

Biſchof von Speyer einen weiteren Stoff zur Erhebung eines hef⸗

tigen Streites in dem Schutze gefunden , den Karl Friedrich einem

Lehrer des Gymnaſiums zu Baden ( Profeſſor Wiehrl ) gewährte ,
der einige dem Biſchof mißfällige Theſen für Disputirübungen auf⸗

geſtellt hatte .
Als dieſer Lehrer der biſchöflichen Aufforderung , ſeine Lehr —

ſtelle zu verlaſſen , nicht Folge leiſtete , wurde er für unfähig erklärt ,

außerhalb des Seminariums zu Bruchſal ein Lehramt zu bekleiden .

Der Markgraf wollte biſchöflichen Commiſſarien geſtatten , in Baden

zu erſcheinen , um den Beſchuldigten zu vernehmen , ihn auch in

Bruchſal ſtellen , wenn die Verſicherung ertheilt werde , daß derſelbe

nicht unter dem Vorwande , daßer biſchöflicher Titular ſei, der Schule

entzogen werde . Der Biſchof beharrte aber unbedingt auf ſeinem

Begehren , indem er die Unfähigkeit des Lehrers nunmehr wieder⸗

holt, aber doch nur für ſo lange ausſprach , bis er ſich zu Bruchſal

verantwortet und gerechtfertigt habe . Rückſichten der Politik und

der Bequemlichkeit konnten es rathſam erſcheinen laſſen , ſich gegen

den Biſchof nachgiebiger zu zeigen ; der Markgraf achtete aber ſein

Recht und ſeine Pflichten als Landesherr höher und gab den Lehrer ,

der wahrſcheinlich nicht wieder entlaſſen worden wäre , dem aufge⸗

regten Biſchof nicht preis . Die beanſtandeten Theſen enthielten

verſchiedene , dem unſchuldigen , auch in den öſterreichiſchen Schulen

zugelaſſenen Feder ' ſchen „Lehrbuch der practiſchen Philoſophie “ ent⸗

nommene Sätze in einem erweiterten Ausdrucke und wurden in den

von Baden erhobenen Gutachten der Univerſitäten Freiburg , Wien ,

Prag , Salzburg und Fulda , zumal in der nachträglich gegebenen

Erläuterung , für unverfänglich erklärt . Der Biſchof konnte , da

das von ihm aufgerufene Heidelberg mehr nur die unvorſichtige

Faſſung tadelte , nur die Univerſität Straßburg bereit finden , ein

ſeinen Anſichten zuſagendes Verdammungsurtheil auszuſprechen .

Mainz und Rom wurden mit der eben ſo unbedeutenden als von

biſchöflicher Seite leidenſchaftlich betriebenen Sache behelligt ; nirgend

fand aber der Biſchof wirkſame Unterſtützung , vielmehr , wie es

ſchien , Wiken , ſich zu mäßigen ; denn als der Lehrer , den man

einige Zeit von dem Unterricht dispenſirt hatte , wieder zur Ueber⸗
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nahme ſeiner Lehrſtunden angehalten worden war und angezeigt hatte ,
daß er dem von Bedrohung mit Zwangsmaßregeln begleiteten landes —

herrlichen Befehle gehorcht habe, ließ es der Biſchof bei einer noch —

maligen erfolgloſen Aufforderung des Profeſſors zum perſönlichen

Erſcheinen in Bruchſal bewenden . )
Der Beendigung des Syndicatsproceſſes folgte bald ( 1790 )

eine gütliche Uebereinkunft des Markgrafen mit dem Biſchof in

Betreff der biſchöflichen Jurisdictions - Concurrenz über Schullehrer ,
Heiligenfonds u. dgl. und ſofort der Verzicht des Biſchofs auf ſeine
Klage über beeinträchtigte Diöceſanrechte . Den ſtarren und heftigen ,
aber ſonſt vortrefflichen Mann ( Auguſt Graf von Limburg - Styrum ) ,
den große Geiſtesgaben , Characterſtärke und ungewöhnliche Regen —
tentugenden auszeichneten , hatte die mit Ruhe und Milde gepaarte

Feſtigkeit Karl Friedrichs zuletzt bezwungen . Beide Fürſten traten

von nun an in ein inniges , aufrichtiges und freundſchaftliches Ver —

hältniß , ſahen ſich ſehr oft und unterſtützten ſich wechſelſeitig in ihren

eifrigen Beſtrebungen zum Wohl ihrer Länder . Daher die Ueber —

einſtimmung , die man in manchen Maßnahmen findet welche in

den 1790er Jahren in der Markgrafſchaft und im Bisthum ergingen .

Anmerkungen zum fünften Capitel .

1) Zur bedeutenden Wohlhabenheit der Gernsbacher ſogenannten „Schiffer⸗
ſchaft “ hatte bereits vor zwei Jahrhunderten Graf Philipp II . von Eberſtein ,
der beträchtliche Waldungen , ſeine Sägemühlen und ſeinen Holzhandel um
3500 fl. an einige dortige Einwohner im Jahre 1669 abtrat , den Grund gelegt .

2) Es wurde von Markgraf Ludwig an der Stelle des früheren hergeſtellt ,
nachdem die Franzoſen 1689 das von dem Markgrafen Philipp V. 1579 an der
Stelle des abgeriſſenen früheren Baues errichtete prachtvolle Schloß niedergebrannt
hatten . Jenen früheren Bau hatte Markgraf Chriſtof etwas erweitert , um ſeine
Reſidenz von dem alten Bergſchloſſe dahin zu verlegen , was 1497 geſchah .

3) Auf Kehl, das Markgraf Ludwig Wilhelm , ungeachtet des Widerſpruches
von Naſſau⸗Saarbrücken , das er als zu Lahr gehöriges Lehen anſprach , 1690
als Reichslehen erhielt , wurde von Durlach die Anwartſchaft nachgeſucht , und
ihm 1700 dieſelbe ſowie ſpäter die Reichsbelehnung gewährt .

4) * Ueber die Vorgänge bei dem Regierungsantritte Karl Friedrichs vgl.
man v. Drais Bd. II . , S. 1 — 3. *
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5) Die künftige Rente wurde bei der Theilung mit Rückſicht auf die mög⸗lichen Verbeſſerungen für jede Hälfte auf 41,500 fl. berechnet ohne jede Einrech⸗
nung der Landesgelder .

6) Ueber dieſe Theilung vgl . v. Drais UI. S. 47 - 68 . *

7) Es handelte ſich um Ausdrücke , welche die Lehre von der Abgötterei und
die Anbetung der Hoſtien betrafen . Sachs , Einleitung V. S. 389 ff. , wo die be⸗
treffenden fürſtlichen Erlaſſe wörtlich abgedruckt ſind .

8) Uns ſcheint daß, ſo wenig ſich dieſes Mißtrauen als begründet erwieſenund ſo wenig Karl Friedrich , ohne ſeine Würde und Regentenpflicht zu ver⸗
letzen, den Forderungen der Markgräfin , des Biſchofs und ihres Anhanges in
der Form und in dem Umfange , in welchen ſie an ihm geſtellt waren , eut⸗
ſprechen durfte , doch unbedenklich gleich anfänglich die Einrichtung getroffen
werden konnte , welche in der ſpäteren Regierungszeit Karl Friedrichs in einer
ausſchließlich aus Katholiken gebildeten landesherrlichen , dem Miniſterium unter⸗
geordneten Behörde für Kirchen - und Schulangelegenheiten in ' s Leben trat . Auchwar es der Billigkeit und Klugheit nicht angemeſſen , keines der Mitglieder des
Raſtatter Geheimen Rathes als ſtändige Mitglieder in das Karlsruher Miniſte⸗
rium zu berufen . So weit vermochte man ſich noch nicht über die Grundſätze
zu erheben , die in Baden⸗Baden , das eine ziemliche Anzahl proteſtantiſcher Ein⸗
wohner in ſeinen gemiſchten Gebieten hatte , ſowie in der benachbarten Pfalz ,
deren Einwohner zu zwei Dritttheilen Proteſtanten waren , in ſteter Uebung ge⸗ſtanden und dort die Proteſtanten von den Collegien wie von den Local ſtellen
ausgeſchloſſen hatten .

9) * Ueber den Syndicatsproceß und die Wiehrl ' ſche Streitigkeit vgl. v.
Drais II . S. 68 —102 .

Sechstes Capitel .

Die innere Verwaltung während der zweiten Regierungsperiode .
Die Aufhebung der Leibeigenſchaft .

In der innern Verwaltung des vereinigten Landes ſchritt Karl

Friedrich auf der Bahn , die er ſeit 25 Jahren in dem engern Kreiſe
ſeiner Regenten⸗Wirkſamteit verfolgt hatte , mit unermüdetem Eifer
und gleicher Umſicht und Beſonnenheit vorwärts .

Weit mehr im Gebiete der Strafrechtspflege , als in dem des

bürgerlichen Rechtes hatten ſchon in der früheren Periode der Geiſt
der Unterſuchung und neue Anſichten einen Kampf mit dem Ueber⸗
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